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Vorbemerkung

Der nachfolgende Beitrag beinhaltet meinen Vortrag zum 17. Internationalen Donaukongress am 13. Dezember 2008 in Niederalteich/Donau. Er geht in einigen Bereichen aber deutlich darüber hinaus. Denn nach Erreichen der Altersgrenze und dem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst im Bundesamt für Naturschutz ergibt sich nun der Anlass, aus der jahrzehntelangen Naturschutzarbeit für Flüsse und Auen tiefer gehende Folgerungen zu ziehen und weiter führende Überlegungen zur dauerhaften Sicherung dieser Naturschätze zu unternehmen. Im Zentrum stehen dabei folgende drei Großvorhaben, die bisher nur unzureichend untersucht und geprüft worden sind, aber für das Schicksal dreier großer Flüsse in Deutschland entscheidend werden: 

- die geplante Großauskiesung am südlichen Oberrhein (Kap. 2.2), 

- der geplante Staustufenbau an der Donau, Variante C 2.80, bei Aicha (Kap. 3.2), 

- die geplante Vertiefung der Elbe zwischen Schöna und Geesthacht (Kap. 4). 

Im Folgenden werden diese Vorhaben jeweils unter der aktuellen Herausforderung des sich verschärfenden Klimawandels behandelt. Doch was sind diese Herausforderungen?

1.  Herausforderungen des Klimawandels 

Die landläufige Vorstellung, der bereits laufende und sich weiter verstärkende Klimawandel bedeute im wesentlichen nur eine Temperaturerhöhung, trifft die Situation für die Flüsse und die davon abhängigen Auen und weiten Niederungen lediglich zum geringen Teil. 

Vielmehr sind aufgrund des Klimawandels in weiten Bereichen Mitteleuropas noch häufigere und längere Trockenphasen im Sommer und im Herbst zu erwarten, als sie bereits seit etwa 1970 beobachtet worden sind. Überdies fallen die geringeren Niederschläge im Sommer und Herbst vermehrt als Starkniederschläge, die den Oberflächenabfluss und damit die Hochwassergefahr weiter verschärfen werden, nicht jedoch in der notwendigen Weise dem Grundwasser zu Gute kommen können. Ferner gehen bei den prognostizierten höheren Temperaturen mehr Grund- und Oberflächenwasser durch Verdunstung verloren. 

Folglich muss die heutige Planung an Flüssen gründlich auf diesen bereits laufenden und sich weiter verschärfenden Klimawandel umgestellt werden. Aufgrund dieser ungünstigen Voraussetzungen ist es mehr denn je erforderlich, Beeinträchtigungen des Landschaftswasserhaushaltes vor allem bei Großprojekten zu vermeiden und gemäß WWRL der EU zu verbessern. Einige Verbesserungsmöglichkeiten werden im Rahmen dieses Beitrags aufgezeigt. 

2.  Darf Hochwasserschutz weiter zu Lasten des Grundwasser-

     haushaltes betrieben werden?

2.1  Zur Bedeutung von Hochwasserschutzmaßnahmen für das Grundwasser 

Das Grundwasser und die aus ihm in der durchwurzelbaren Bodendeckschicht aufsteigende Bodenfeuchte sind von herausragender Bedeutung für die Landeskultur und somit für die Wuchsbedingungen, d. h. die Artenzusammensetzung, die biologische Vielfalt und den wirtschaftlichen Ertrag. 

Wenn neue Deiche aber auf den alten flussnahen Deichlinien errichtet und diese noch höher, breiter, verdichteter und somit weniger durchlässig werden, nimmt man nicht nur die Verschärfung der Hochwassergefahr für die unterliegende Strecke in Kauf, sondern verändert auch den Landschaftswasserhaushalt. Verkannt bleibt bei derartig bis heute praktiziertem Hochwasserschutz, dass vor allem die auetypischen großen Schwankungen des Grundwassers nachlassen und die - bislang häufig hohen - Grundwasserstände nicht mehr oder wesentlich kürzer in die durchwurzelbare Bodendeckschicht gelangen können. Dies ist kein zukunftsweisender Hochwasser-schutz.

Im Zeichen des sich weiter verschärfenden Klimawandels ist es daher dringend geboten, alles für die Vermeidung von Beeinträchtigungen des Landschafts-wasserhaushaltes zu tun und ihn sogar vorsorglich zu verbessern. 

Geeignete Maßnahmen zur Erhaltung des landeskulturell bedeutsamen Grundwasserhaushalts sind u. a.: 

1) Großräumige Rückdeichungen wie an der Mittleren Elbe, 

2) Vermeidung von Staupoldern zugunsten von Fließpoldern und Rückdeichung, 

3) Anhebung der Flusssohle entsprechend dem natürlichen Gefälle durch kontrollierte Seitenerosion, Geschiebezugabe, Grundschwellen u. a. natur-verträgliche Maßnahmen. 

Das Grundwasser muss vor allem dort wieder angehoben werden, wo infolge großer Tiefenerosion große Flusslandschaften beeinträchtigt worden sind. Deshalb sind in vielen Flussabschnitten der Elbe und des Rheins großräumige Rückdeichungen für häufigere Grundwasseranstiege durch Überflutungen nötig mit all ihren Vorteilen für die Landeskultur und den Hochwasserschutz. Staustufen hingegen verschlechtern den Landschaftswasserhaushalt, wie im Kap. 3 näher erläutert wird. 

2.2 Hochwasserschutzmaßnahmen und Grundwasser am südlichen Oberrhein 

2.2.1 Die Situation am südlichen Oberrhein

Ein Gebiet, das dringend eines verbesserten Landschaftswasserhaushaltes bedarf, ist der Raum zwischen Basel und Breisach, am südlichen Oberrhein. Innerhalb der vergangenen drei Jahrzehnte sind hierfür etliche Planungsvarianten zum Hochwasserschutz mit überdimensionalen Stauplänen und Großauskiesungen im Rheinwald vorgelegt worden. Bei keiner Planung wurde der Landschaftswasser-haushalt hinreichend berücksichtigt. 

Obwohl diese Planungen als nicht umweltverträglich einzustufen sind (HÜGIN 1985, BFANL 1988, WWF-AUEN-INSTITUT, BFANL und FVA 1989, BFANL 1989, HÜGIN & HENRICHFREISE 1992), verfolgt das zuständige Land Baden-Württemberg weiterhin eine Großauskiesung, bei der nicht nur der Rheinwald, sondern auch der meist naturnah gewachsene Boden mit seinem Samenpotential auf 4,5 km² Fläche großenteils vernichtet werden sollen und eine Reihe weiterer Beeinträchtigungen und hohe Risiken neu entstehen würden. 

Insbesondere würde dabei der Grundwasserhaushalt infolge der tief greifenden Beseitigung des Kies- und Sandkörpers, der doch den bedeutsamen Abflusswiderstand und damit den Speicher für das Grundwasser bildet, erheblich und unwiderruflich beeinträchtigt mit Auswirkungen in einem mehrfach größerem Raum als „nur“ der Auskiesungsfläche. 

Aufgrund seiner jahrzehntelangen Untersuchungen und seiner fachlichen Verantwortung für dieses bundesweit bedeutsame Gebiet beauftragte deshalb das BfN eine unabhängige Fachbehörde mit der Untersuchung, ob die von gebietserfahrenen Wasserbauern aus Bund und Land entwickelte Variante einer naturnahen Überflutung des Rheinwaldes ohne Großauskiesung und ohne Wehr wasserbaulich machbar ist. 

Eine solche Lösung mit naturnahen Schwellen ohne Wehr und ohne Großauskiesung würde mit Hilfe der naturnahen Schwellen folgende Möglichkeiten bieten:

(1)
den Boden großflächig zu schonen, 

(2)
jegliche Regressforderungen wegen Fehlsteuerungen eines Wehres auszuschließen, 

(3)
allen Retentionshochwassern schon für den Raum Breisach wirksam zu begegnen, dabei aber besonders mit verminderten Prognose- und Steuerungsschwierigkeiten den gefährlichen Mehrfachwellen extremer Hochwasser entgegen zu wirken,

(4)
dadurch eine umweltverträgliche Fließpolderung (anstelle der geplanten schwer steuerbaren Staupolderung) schon ab dem Raum Breisach überregional mit bundesweiter Bedeutung zu ermöglichen und 

(5)
die rechtlich erforderlichen Belange zum Grundwasserhaushalt des Großraumes Neuenburg bis Burkheim/Kaiserstuhl auf reeller Basis zu erfüllen.

Diese vom BfN vorgelegte naturnahe Variante wurde in einem Gutachten der Universität Karlsruhe (BERNHART 2005) aus wasserbaulicher Sicht für umsetzbar erachtet. 

Ein anderes Gutachten im Auftrag des Landratsamtes Breisgau-Hochschwarzwald an das BfN zeigt, wie erheblich dagegen die Beeinträchtigung des großräumigen Grundwasserhaushalts bei Umsetzung der Hochwasserschutzplanungen wäre (BFN, März 2006). In diesem Gutachten wurde aufgrund der vorgelegten Pläne folgendes nachgewiesen:

Ohne Großauskiesung würde die Grundwassersituation für den Großraum Breisach bis Burkheim/Kaiserstuhl bei Retention in Verbindung mit den geplanten überhöhten Einstauen des Landeskulturwehres Breisach (LKB) und des Polders Breisach-Burkheim bereits erheblich und großräumig beeinträchtigt (GELDNER INGENIEURBERATUNG 2002). Eine beträchtliche Minderung der Grundwasserprobleme ist allerdings möglich, wenn das Retentionshochwasser anstelle der geplanten Einstaue ständig völlig frei durchfließen kann, und die Retention jeweils möglichst rasch beendet wird. 

Zusammen mit der geplanten Großauskiesung wäre jedoch eine weitere erhebliche Verschlechterung des Landschaftswasserhaushaltes zu erwarten, 

1. einerseits durch Verfall des Grundwasserspiegels während der am Restrhein besonders ausgeprägten Niedrigwasserzeiten und 

2. andererseits aufgrund noch höherer lang anhaltender Grund- und Qualmwasserstände bei Hochwasser und vor allem im Retentionsfall bis zum Kaiserstuhl. 

Nach diesem Gutachten ist deshalb ist besonders von der Großauskiesung im Raum Hartheim zwingend Abstand zu nehmen. 

2.2.2  Zu Veränderungen des Grundwasserhaushalts

Die geplante Großauskiesung hat direkte großräumige Beeinträchtigungen des Grundwasserhaushaltes zur Folge. Generell ergibt sich ein vergrößerter und beschleunigter Abfluss des Grundwassers meist über MW-Niveau, der sich im Laufe der Zeit auf verschiedene Weise bildet und auch das Mittelwasser (MW) weiter absenkt, selbst wenn die Fläche gleichmäßig etwa 4-5 dm über MWGW ausgekiest würde: 

1. Im geplanten Herstellungszustand (kurzfristiger Anfangszustand) tritt schon Grundwasser über MW-Niveau oft lang andauernd aus dem neuen Hang und bildet Abflussrinnen, die ihrerseits verstärkt Grundwasser abführen. 

2. Während der Folgejahre (Folge- oder Zwischenzustand) fließt nach starker hochwasserbedingter Morphodynamik zusätzlich Grundwasser über die tiefer gelegenen Bereiche aus der ausgekiesten Fläche ab. 

3. Spätestens im etwa nach 2 bis 3 Jahrzehnten entstandenen dynamischen „End“-Zustand erfolgt dann eine zusätzliche, ebenfalls dauerhafte Absenkung des Grundwassers durch Abfluss in hangnahen Schluten mit weit unterstromiger Vorflut (UNIVERSITÄT KARLSRUHE 1999, dort Anlage 8, hier nachstehende Abb. 2). 

Die Planung bezieht sich bisher auf ein fixes Wasserspiegelniveau, das fiktive Mittelwasserniveau, errechnet aus den großen Grundwasserstandsschwankungen. Diesem arithmetischen Mittelwert kommt aber aufgrund der mehrere Meter großen Wasserstandsschwankungen für die Praxis keine Bedeutung zu (HENRICHFREISE 2003a): dieser Mittelwert verschleiert geradezu die Tatsache, dass die geplante Auskiesung das Grundwasserniveau großräumig erheblich und dauerhaft absenkt. 

Der vergrößerte und beschleunigte Abfluss des Grundwassers ist aber gemäß Wasserhaushaltsgesetz, § 1a, Abs. (1) und (2), unzulässig. 

2.2.3  Zur Bedeutung der Gehölzvegetation für die Retentionswirkung

Die beabsichtigte Rückhaltewirkung beruht entscheidend auf dem Widerstand einer stabilen Gehölzvegetation. Allerdings wird diese Rückhaltewirkung durch die erhebliche und häufig wiederkehrende Beeinträchtigung der Gehölze besonders bei sehr großen Sommerhochwassern wie 1965, 1978, 1987, 1994, 1999 und 2007 ernsthaft in Frage gestellt. So berichtet SPÄTH (2002, S. 808, Abs. 4) über Ausfallraten der Gehölze entlang des Restrheinufers zwischen Basel und Breisach nach dem Hochwasser 1999 von über 20%. Nach Auskiesung würde diese Ausfallrate im vertieften Vorland zunehmen, weil:
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1. einerseits die Fließgeschwindigkeit bei den regelmäßigen Hochwassern im dann bis auf 1,1 km erweiterten Vorland beträchtlich abnähme mit der Folge unzureichender Sauerstoffversorgung, 

2. andererseits die sich häufenden extremen Hochwasser durch ihre höheren Fließkräfte die Gehölzvegetation großenteils beseitigen oder beeinträchtigen und 

3. die sich besonders häufenden extremen Sommerhochwasser den verbleibenden oft hochwasserempfindlichen Gehölzbestand bei doppelt höheren Wasser-Ständen (6 m) als in der ehemaligen Wildstromaue aus stoffwechsel-physiologischen Gründen entsprechend stärker dezimieren. 

Bei den in immer kürzeren Zeitintervallen auftretenden und extremer werdenden Hochwassern kann sich ein intakter Auwaldbestand nicht mehr ausbilden. 

Wie stark Abfluss verzögernd und wie erheblich wasserstandsmindernd ein intakter Auwald wirkt, erweisen die Daten der Hochwasservorhersagezentrale (HVZ, LUBW, Karlsruhe), für das jüngste extreme Rheinhochwasser im August 2007 (Abb. 3): Der zweitgrößte je gemessene Rheinabfluss am Pegel Plittersdorf (rd. 4500 m³/s) ist nur ca. 22 km Unterstrom am Pegel Maxau um fast 10% auf rund 4040 m³/s reduziert worden (veröff. in DISTER & HENRICHFREISE 2009). 
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Abb. 1:

Fig. 1:

Beispiel fiir Reduktion des Scheitelabflusses durch natirliche Retention in Auen. Der zweitgroBte je gemessene Rhein-
abfluss am Pegel Plittersdorf von rund 4500 m3/s war nur ca. 22 km Unterstrom am Pegel Maxau um fast 10 % auf
rund 4040 m%s reduziert. Dies wird insbesondere auf die Durchstrémung der in diesem Bereich noch vorhandenen
naturnahen Auwélder zurtickgefiihrt. (Graphik: E. Dister; Dateien: LUBW)

An example of peak flow reduction by natural retention in floodplains. The second highest Rhine discharge ever recorded at the Plit-
tersdorf water gauge (4500 m*/s) was reduced by almost 10 % to about 4040 m?/s at the Maxau water gauge only 22 km down-
stream. This is seen mainly as an effect of passing the near-natural floodplain forests which still exist in this area of the river.



Abb. 3, veröffentlicht in DISTER & HENRICHFREISE (2009) 
Das Rückgrat der Hochwasserrückhaltung soll nach vorliegender Planung bald nach der Auskiesung ein Weidenbestand mit Pappeln auf tiefer sowie mit Eichen, Eschen u. a. Hartholzarten auf höher gelegener Fläche bilden, der sich bei natürlicher Entwicklung einer Wildstromaue innerhalb kurzer Zeit spontan einstellen müsste. 

Weiden und Pappeln aber verlangen sehr spezifische Keimungsbedingungen. Sie keimen und entwickeln sich nur auf Boden, der eine ausreichende Feuchtigkeit besitzt (DISTER 1980, S. 48). Weil die Weiden- und Pappelsamen zudem nur wenige Tage keimfähig bleiben, müssen diese besonderen Bedingungen für die Keimung unmittelbar nach dem Samenflug (ab der 2. Maihälfte) eintreten. Somit kann sich ein Weiden-Pappelbestand nur in denjenigen seltenen Vegetationsperioden ausbilden, in denen 

1. einerseits schon ab diesem frühen Zeitpunkt keine Hochwasser mehr auftreten – und das am von Hochwassern in der Vegetationsperiode geprägten Oberrhein! – und 

2. andererseits auch außergewöhnlich lang andauernde, aber nicht zu niedrige Wasserstände herrschen. 

Wenn diese beiden Bedingungen (keine Hochwasser, aber ständige Durchfeuchtung des Oberbodens) während mindestens zweier Vegetationsperioden nicht weitgehend konstant bleiben, ertrinken die kleinen Weidensprösslinge entweder bereits in sie überdeckenden Wasserständen oder sie vertrocknen infolge zu niedriger Grundwasserstände (DISTER 1980). Die Grundwasserstände aber werden nach den mittel- bis langfristigen Prognosen (KLIWA 2005) auch am Oberrhein sinken. Somit wächst die Gefahr des Vertrocknens der Weiden, bevor sich überhaupt ein ausreichender Weidenwald auf natürliche Weise ausbilden könnte. 

Deshalb verbliebe theoretisch die sehr aufwändige künstliche Begründung eines Waldbestandes durch Aufforstung auf 450 Hektaren. Ob eine solche Pflanzung aber einen nachhaltigen Erfolg verbürgen könnte, ist in Anbetracht der Dezimierung durch die zunehmend extremen und reißenden Hochwasser (bspw. Abb. 3) und angesichts des danach in oft kurzer Zeit notwendigen Lückenschlusses fraglich. 

Würde diese künstliche Begründung eines Waldes hinter dem Schutz des zunächst noch erhaltenen Leinpfades versucht, ergäben sich folgende Probleme: 

1. Eine Schonung des Jungaufwuchses durch Unterbinden der Überleitung von Hochwasser aus dem Rheinseitenkanal (sog. Manöver bis 1200 m³/s) würde den Hochwasserschutz während der jahrzehntelangen Bauphase für die gesamte unterliegende Oberrheinstrecke erheblich beeinträchtigen. 

2. Ein optimaler Aufwuchs von Gehölzen ist bei unzureichender Fließgeschwindigkeit (SCHAFFRATH 2000, SPÄTH 2002, HENRICHFREISE 2003) fraglich, besonders bei überwiegend großen Hochwassern während der Vegetationsperiode wie am Oberrhein.

3. Die Gemeine Esche und vor allem die Stiel-Eiche sind besonders hinter dem Leinpfad spät- und frühfrostempfindlich. Im Rahmen des Klimawandels nehmen starke Spätfröste zwar ab, doch das Schadensausmaß an den früher austreibenden Bäumen steigt bei Spätfrösten (GLASER 2008). 

4. Die Ausfallrate ist besonders während der Aufwuchsphase hoch, weil die Niederschlagsmenge in der Vegetationsperiode bei weitem nicht ausreicht, um den hohen Wasserbedarf der Vegetation zu decken. In der entscheidenden Zeit ist somit die Niederschlagsbilanz stark defizitär. 

5. Das deshalb riskante Abwarten eines geeigneten Gehölzaufwuchses mit ungewissem Ausgang verschwendet kostbare Zeit, die eigentlich im Interesse des Hochwasserschutzes dringend genutzt werden sollte. 

Ferner verschlechtern sich die Grundwasserflurabstände in der ausgekiesten Fläche durch Auflandung. Dabei würde auch ein teilweise wieder aufgetragener, aber zerstörter Oberboden die Keimbedingungen nicht ausreichend verbessern können, denn das locker aufzutragende Oberbodengemisch (Rekultivierungssubstrat aus Sand, Schluff, Kies und etwas Humus) würde durch Hochwasser großenteils weggerissen. Die weitere Auflandung aus vorwiegend Sand wird somit weiter die Wasserhaltekraft und dadurch sowohl das Überleben von Gehölzkeimlingen und -jungpflanzen als auch deren Vitalität erheblich und langfristig verschlechtern. 

Bei letztlich beträchtlicher Auflandung oder Anlage höherer Bereiche mit Rekultivierungsboden werden erfahrungsgemäß ohne kostentreibende forstliche Eingriffe gebietsfremde Gehölzarten wie Robinie/Robinia pseudacacia, Rotesche/Fraxinus pennsylvanica, Eschenahorn/Acer negundo und Fliederspeer/ Buddleja davidii sowie dichtwüchsige Bestände neophytischer Knötericharten das Rennen machen, nicht jedoch der angestrebte auetypische Eichen-Ulmenwald mit Esche. 

Zudem erlaubt der weiterhin - infolge massiver Wasserausleitung für die Energiegewinnung - extrem beeinträchtigte Wasserhaushalt des südlichen Oberrheins nicht die Ausbildung eines Waldes mit hochwasserresistenten Arten auf höheren Flächen. 

Der für die Hochwasserrückhaltung notwendige Gehölzbestand wird deshalb bei geplanter doppelt so hoher Überflutung (bis rund 6 m) als hier in der ehemaligen Wildstromaue während so langer und hoher Hochwasser wie 1965, 1987, 1994, 1999 und 2007 derart beträchtliche Ausfälle erleiden, dass auch die erforderliche Hochwasserretention nicht erreicht werden wird. 

Somit wird spätestens die Wirklichkeit diese Idee einer "naturnahen Wildstromaue auf ausgekiestem Grund" widerlegen. 

2.2.4 Schlussfolgerungen zur geplanten Großauskiesung 

Die oben gezeigten Beeinträchtigungen und Risiken der Großauskiesung sowie deren langwierige Abwicklung sind leicht vermeidbar durch Realisierung der Variante mit baldiger naturnaher Überflutung des schon bestehenden Rheinwaldes auf gleichfalls vorhandenem Gelände. 

Deshalb wird zur gebotenen Vermeidung der großräumig nachteiligen Großauskiesung die Planungsalternative ohne Wehr und ohne Auskiesung seit Mai 2009 vom Büro Prof. BERNHART mit dem geforderten 2D-Strömungsmodell detailliert untersucht. Diese alternative Lösung ist auch wesentlich rascher umsetzbar. 

Die Gehölzvegetation zur Verminderung der Fließgeschwindigkeit und zur Erhöhung der Retentionswirkung existiert bereits und niemand käme auf die Idee oder könnte es verantworten, einen für die Hochwasserretention so nützlichen Wald wie zwischen Basel und Breisach, zwischen Iffezheim und Karlsruhe (DISTER & HENRICHFREISE 2009) oder anderenorts an einem Fluss zu beseitigen. 

Auch die Kehrtwende der zuständigen Behörden, dass ein Geschiebebedarf gerade aus diesem Raum für die freie Fließstrecke abwärts der Staustufenkette nunmehr notwendig sei, überzeugt nicht. Man versucht gleichsam, alte Löcher mit neuen zu stopfen. Diese neuen Löcher aufwärts von Breisach aber werden noch wesentlich größer als bei Kiesgruben sein, denn die Auskiesung kann im geplanten hauptsächlichen Bereich, im Raum Hartheim, nur relativ flachgründig erfolgen und bleibt somit weniger ergiebig. Die relativ geringe Ausbeute für die Geschiebezugabe sinkt abermals, weil 100 km Unterstrom eine wesentlich feinkörnigere Kornzusammensetzung benötigt wird. 

Weil es eine zumutbare Alternative gibt, ist einzig die naturnahe Überflutungs-variante ohne Verzug konsequent zu verfolgen. Die damit zusätzlich verbundene günstigere Alternative ist die Fließpolderung unter Erhaltung des Rheinwaldes anstelle der bisherigen schwer steuerbaren Staupolderung mit deren erheblichen Umweltschäden. 
3. Lösen Staustufen die infolge Klimawandels verschärften Probleme

   des Wasserhaushalts? 

3.1 Staustufen und ihre Wirkung auf den Landschaftswasserhaushalt 

Für Flusslandschaften wird häufig angenommen, dass möglichst viele Staustufen mehr Wasser in der Landschaft zurückhalten. Dieses augenscheinlich vermeintliche Mehr an Wasser sollte dann für landeskulturelle Zwecke und für die verstärkte Gewinnung von Uferfiltrat genutzt werden. Gerade angesichts der zunehmenden Starkniederschläge, die kaum noch grundwasserwirksam sind, scheint zunächst eine Speicherung des zusätzlichen Oberflächenwasserabflusses in mehr Stauhaltungen vor allem bei geringerem Jahresniederschlag ein geeignetes Mittel zu sein. 

Bevor zu dieser verbreiteten Meinung fachlich fundierte Aussagen getroffen werden können, sind zuvor diejenigen physikalischen und chemischen Veränderungen durch den Staustufenbau darzulegen, die den Wasserhaushalt betreffen. Diese sind im Wesentlichen: 

(1) Staustufen heben oft den Wasserspiegel zwar derart dauerhaft an, dass große Dauerwasserflächen entstehen. Diese sind allerdings im Gegensatz zu Talsperren vergleichsweise flache Gewässer. Flache Gewässer jedoch werden aufgrund ihres ungünstigeren Verhältnisses von Volumen zur Oberfläche besonders im Rahmen des Klimawandels stärker erwärmt. Mit ihrer größeren Oberfläche begünstigen sie - vor allem bei den zu erwartenden höheren Temperaturen - einen erheblichen Wasserverlust durch gesteigerte Verdunstung. 

Im Gegensatz zu diesen großen künstlichen Dauerwasserflächen wird ein Wasserverlust bei frei fließenden Gewässern besonders in heißen, wasserarmen Zeiten dadurch gemindert, dass die offenen Wasserflächen dann bereits natürlicherweise wesentlich kleiner sind. 

(2) Staustufen bewirken aufgrund des Dauerstaus die bekannte dauerhafte Abdichtung des Flussbettes (Kolmation). Dabei werden die Poren des Gewässerbettes durch physikalische Vorgänge wie Schlammablagerung sowie durch chemische Prozesse (Bildung von Schichten aus Schwermetallsulfiden und –oxiden) gleichsam verschlossen. Schließlich kann der Fluss kein Wasser mehr in das Grundwasser einspeisen. Eine zusätzliche Einleitung von Flusswasser in Altarme mit der Absicht, den Grundwasserstand wieder anzuheben, schlägt ebenfalls fehl, weil sich auch die dauerhaft beschickten Auegewässer dichten (HÜGIN 1980, KRAUSE, W. u. a. 1987, HÜGIN und HENRICHFREISE 1992). Die Folgen dieser Kolmation sind: 

a.
der Wegfall oder die erhebliche Kappung der nötigen Anstiege des Grundwasserstandes in der durchwurzelbaren Bodendeckschicht entlang der meisten Stauhaltungen mit einhergehenden erheblichen Einbußen bei der Uferfiltratgewinnung, mit Beeinträchtigungen in Forst- und Landwirtschaft, in der Hochwasserresistenz von Arten und Lebensgemeinschaften sowie in einer Verödung und Verarmung der natürlichen Biodiversität im Gewässer selbst, im Wechselwasserbereich und auf der Landfläche,
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               Foto 1: Toter Eichen-Ulmenwald im Staustufenbereich am Oberrhein

                 Taubergießengebiet 

Aufn.: A. Henrichfreise, Sommer 1982
b.
eine wesentliche Verschlechterung der Wasserqualität, was insbesondere für die Wassergewinnung und die Artenvielfalt beeinträchtigend wirkt.

(3) Besonders durch Staustufenketten wird der Hochwasserabfluss beschleunigt. Die Folge des beschleunigten Abflusses ist u. a. eine Abnahme der Überflutungen und damit der Grundwasserbildung. 

(4) Staustufen durchkreuzen die natürlichen Voraussetzungen für geländeparallele Überflutungen beträchtlich. Nicht nur frühere zahlreiche Zuläufe, die vor Staustufenbau bereits bei kleinen Hochwassern ansprangen, sind im Uferbereich verfüllt. Auch die erforderliche breitflächige Überströmung des Uferbaus ist nur noch in wenigen Bereichen möglich. Damit entfallen vor allem die entscheidenden häufigen Überflutungen mit ihrer günstigen Wirkung für das Grundwasser. Die verbleibenden Überflutungen sind kürzer und niedriger, was die Infiltration in den Boden nochmals mindert. 

(5) Der tief gelegene Unterwasserbereich direkt abwärts der Wehre wirkt drainend. Er zieht das Grundwasser nicht nur aus der Unterwasserstrecke ab, sondern selbst noch aus dem aufgestauten Bereich (HÜGIN 1980, S. 686). 

Abstaue von Stauhaltungen zur Versorgung der Niederung mit Wasser stoßen aufgrund der vergleichsweise geringen Wassermenge in Stauhaltungen sowie aus Gründen der Gewinnung von elektrischer Energie als auch wegen der gesetzlich zu gewährleistenden Sicherheit und Leichtigkeit der Schifffahrt auf unüberwindbare Schwierigkeiten. Bei höheren Stauhaltungen dagegen würden noch größere ökologische Probleme auftreten als bislang. 

3. 2 Was charakterisiert die geplante Staustufe C 2.80 bei Aicha/Donau?

Es ist bisher einmalig in Deutschland, dass nur eine einzige Stauhaltung mit lediglich 1,7m Einstau über Mittelwasserniveau (MW) benötigt würde, um den vermeintlichen „Lückenschluss“ für eine 70 km lange Flussstrecke ohne weitere Staustufen herstellen zu können. 

Genau dieser Spagat ist jedoch das ehrgeizige Ziel, das mit der ungeprüften Staustufe C 2.80 bei Aicha in Niederbayern propagiert wird. Dabei wird die Variante 2.80 aufgrund ihrer relativ geringen Stauhöhe über MW sogar als „Stützschwelle“ verkauft, wobei die mehr als doppelt so große Stauhöhe über dem ökologisch bedeutsamen niedrigsten Niedrigwasserstand (NNW) am Wehr Aicha, nämlich 3,6 m, ungenannt bleibt. 

Weshalb überhaupt sollte die Donau mit ihrem wenig erosionsanfälligem Kiesbett durch ein Wehr "gestützt" werden? Obendrein würden für einen solchen Fall bessere Geschiebelösungen ohne Beeinträchtigung von Wasserhaushalts und Wuchsbedingungen vorliegen. 

Wie wird die geplante relativ geringe Stauhöhe bewerkstelligt? Die Antwort auf diese Frage gibt der Längsschnitt der RMD vom Oktober 2004 (Beilage 4.1*) wie folgt: 

Bei der Variante C 2.80 ist nach wesentlich längeren (ca. 42 km) und tiefer gehenden  Sohlbaggerungen (bis 1,2 m) in der Donau dort  ein erheblicher größerer Wasserspiegelverfall (Beilage 1, S. 135, 136, 199) als bei der Variante C (Längsschnitt 4.1) und der Variante A (Erhalt der frei fließenden Donau) zu erwarten. Bei der Variante C erfolgt die Ausbautiefe 2,4 m unter RNW 97 (etwa MNW), bei C 2.80 sogar 2,8 m darunter. 

Deshalb verfallen die lang anhaltenden Wasserstände in Fluss und Aue zwischen Niedrigwasser (RNW 97) und dem Mittelwasserbereich (MW) wie bei keiner anderen Variante längerfristig so stark wie bei der Staustufe Aicha, vor allem in der „Vorzugsvariante C 2.80“. 

Diese Absenkungen erfolgen auf insgesamt 40 km langer Strecke zwischen dem Stauwurzelbereich bei etwa Waltendorf und Straubing (30 km) sowie abwärts der gepl. Stauhaltung bis zum Bürgerfeld (10 km). 

Im Gegensatz zur Variante A (Lösung mit frei fließender Donau) fehlt für die Staustufenvariante C 2.80 die Angabe des Ausmaßes des Wasserspiegelverfalls für den noch ungünstigeren Endzustand im Oberflächen- und Grundwasser. Durch diese unzulässige Ungleichbehandlung erscheint die Variante A mit dem Erhalt der frei fließenden Donau schlechter. 

Auch die häufigen für die Aue existenznotwendigen Hochwasser zwischen MW und dem einjährlichen HW, die besonders wuchsfördernd wirken, würden bei der Staustufenvariante C 2.80 stärker abgesenkt. Diese häufigen Hochwasser mit hoher landeskultureller Bedeutung können aufgrund der Absenkung den Uferwall nicht mehr oder nur noch schwächer und kürzer überströmen, weshalb sie dann im Vorland bis zu rund einem Meter niedriger werden. Diese auch in der Niederung großflächige Beeinträchtigung wird weder in der Vorhabensbeschreibung noch in der UVS angesprochen. 

Die somit ausbaubedingte Austrocknung von Aue und Niederung einerseits und der hohe Einstau zwischen Aicha und etwa Waltendorf andererseits würden zur großflächigen Beeinträchtigung der Wuchsbedingungen zwischen Straubing und Hofkirchen führen und den Verlust der jetzigen Auebiozönosen bewirken. 

Vor allem wäre das Isarmündungsgebiet betroffen, wobei auch der größte Silberweidenwald an der westeuropäischen Donau großflächig vernichtet und im verbleibenden Restbestand erheblich beeinträchtigt würde. 

Mit einer „Stützschwelle“ in dieser landeskulturell besonders nachteiligen Variante C 2.80 kann keinesfalls die gesetzliche Verpflichtung des Bundeswasserstraßengesetzes (WStrG) erfüllt werden, „… die Bedürfnisse der Landeskultur und der Wasserwirtschaft … zu wahren.“ (Bundeswasserstraßengesetz, Abschnitt 2, § 4). 

Somit steht fest: Zum naturverträglichen Ausbau der Donau unter vollständiger Wahrung ihres frei fließenden Charakters gibt es keine Alternative. 

3.3 Die Alternativen zu Staustufen 

Entgegen landläufigen Annahmen verschlechtern Stauhaltungen auf verschiedene Weise den Landschaftswasserhaushalt erheblich: 

Staustufen führen zur dauerhaften Abdichtung des Gewässerbetts (Kolmation), verschlechtern die häufigen Überflutungen, beschleunigen den Hochwasserabfluss zu Lasten der Unterlieger, begünstigen die stärkere Wasserverdunstung und beeinträchtigen somit den Grundwasserhaushalt in Güte und Menge. 

Die Wassermengen in Stauhaltungen sind für eine etwaige Versorgung der Niederung mit Wasser zu gering. Abstaue stoßen bereits aus Gründen der Energiegewinnung und der Schifffahrt auf erhebliche Schwierigkeiten. 

Somit sind Staustufen besonders im Rahmen des Klimawandels nicht das geeignete Mittel zur Minderung der wachsenden Probleme im Landschaftswasserhaushalt. Sie bewirken das Gegenteil einer gut gemeinten Absicht. 

Umgekehrt sind Staustufen gerade im Zeichen des Klimawandels mehr den je zu vermeiden und im Zusammenhang mit jeweils geeigneten Maßnahmen rückzubauen, um die Hochwassergefahr zu mindern und den Grundwasserhaushalt nachhaltig zu verbessern. 

Die im Rahmen des Klimawandels gehäuft auftretenden sehr niedrigen Wasserstände können nur ohne Stauhaltung die nachteilige Kolmation tief greifend vermeiden und so durch Verbesserung der Grundwasserstandsdynamik die Durchwurzlung und die Mineralstoffversorgung fördern und so  die auetypisch biologische Vielfalt ungewöhnlich bereichern (ZAHLHEIMER 1979 und ZAHLHEIMER 1991). 

Deshalb wäre eine Weiterführung des Staustufebaus an Elbe, Rhein, Donau und anderen Flüssen im Rahmen des Klimawandels ein besonders schädlicher Anachronismus. 

Anstelle weiteren Staustufenbaus sollten die zahlreichen Möglichkeiten zur naturnahen Rückhaltung von Wasser in der Fläche wahrgenommen werden wie schonende Bodenbearbeitung zur Verbesserung der Infiltration von Niederschlägen und zur Vermeidung der Bodenerosion, Vergrößerung der Überflutungsflächen, Anschluss von Altarmen, Abtragen künstlich erhöhter Uferwälle, Verminderung der Eintiefung durch angemessene Aufweitung des Flussbettes.
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Foto 2: Natürliche Geschiebezugabe und Entlastung der Flusssohle bei Hoch-

             wasser durch Aufweitung des Flussbettes mittels Seitenerosion am ent-  

             fesselten Gleitufer, der Donau (Wiener Becken gegenüber Hainburg) 
               Aufn.: A. Henrichfreise, 14.6.2009 

4. Unterhaltung oder Ausbau der Elbe und der geplante Saalekanal

4.1 Annahmen und Planungen der WSV des Bundes 

Nach dem extremen Augusthochwasser 2002 im Einzugsgebiet der Elbe fordert die Wasser- und Schifffahrts-Verwaltung (WSV) des Bundes verstärkt die Vertiefung der Fahrrinne, die angeblich allein durch Unterhaltung möglich sei, wie im folgenden Zitat des BMVBW (2005) erläutert. 

„2 Unterhaltungsziel 

Unter Berücksichtigung der Ausgangslage beschränken sich die künftigen schiffsverkehrsbezogenen Infrastrukturaufgaben an der Mittel- und Oberelbe auf Unterhaltungsmaßnahmen, die ökologisch behutsam einer Verschlechterung der Schifffahrtsverhältnisse, bemessen am Zustand vor dem Hochwasser August 2002, vorbeugen und einen ordnungsgemäßen verkehrsbezogenen Wasserabfluss im Mittelwasserbett gewährleisten. 

Das Unterhaltungsziel besteht darin, für die Schifffahrt zwischen Geesthacht und Dresden – entsprechend dem Status quo vor dem Augusthochwasser 2002 – eine durchgängige Fahrrinnentiefe von 1,60 m und zwischen Dresden und Schöna von 1,50 m unter dem GLW 89* - dem derzeitigen Bezugswasserstand der Elbe, der im Mittel von sieben trocknen und mittleren Jahren zwischen 1973 und 1986 an durchschnittlich 20 eisfreien Tagen erreicht oder unterschritten wurde – zu gewährleisten.„ (soweit BMVBW 2005, S. 5, Abs. 1 und Abs. 2, Satz 1)
Diesem Fachkonzept liegen folgende rechtlichen und fachlichen Annahmen des BMVBW zu Grunde: 

1. Die künftigen Maßnahmen für die Schifffahrt beschränkten sich auf Unterhaltung, weil 

2. nur der Zustand vor dem Augusthochwasser 2002 wieder hergestellt werde, d. h.: eine durchgängige Fahrrinnentiefe 1,5 m zwischen Schöna und Dresden sowie 1,6 m abwärts Dresdens bis Geesthacht. 

3. Grundlage ist der derzeitige Bezugswasserstand GLW 89*, der im Mittel von sieben trocknen und mittleren Jahren vor 3 bis 2 Jahrzehnten - zwischen 1973 und 1986 - an durchschnittlich 20 eisfreien Tagen erreicht oder unterschritten worden ist. 

Inwieweit diese Annahmen des BMVBW sachlich tragfähig sind, sollen die Quellen und die Fachliteratur der IKSE und der WSV, insbesondere zur Fahrrinnentiefe der Elbe vor dem Augusthochwasser 2002, selbst zeigen. 

4.2 Feststellungen der Fachinstitutionen 

Schwerpunktmäßig werden hier Aussagen zur besonderen Problemstrecke E5, zwischen der Saalemündung und Magdeburg, getroffen. Andere Strecken mit gleichfalls großen Problemen zur Herstellung einer nahezu ganzjährig durchgehenden Fahrrinnentiefe von 1,60 m bzw. einer Abladetiefe von 1,40 m können in diesem engen 

Rahmen nicht behandelt werden. 

(1) WSA MAGDEBURG (Abb. 4) 
Während die Jahresreihe 1973 bis 1986 „nur“ 34 Tage* Unterschreitungsdauer aufweist, sind im anschließenden aktuelleren Zeitraum (1987 bis 2004) mit der rund dreifach längeren Unterschreitungsdauer (93,5 Tage) noch erheblich ungünstigere Fahrwassertiefen zu verzeichnen. In den Grundsätzen für das Fachkonzept der Elbe hat das BMVBW 2005 einzig die nicht mehr aktuelle Jahresreihe 1973 bis 1986 ausgewählt und lässt den ungünstigeren Zeitraum (1987 bis 2004) völlig außer Acht, obwohl dieser die aktuellere Gültigkeit aufweist. 

*Zu beachten ist, dass selbst in der günstig ausgewählten Jahresreihe (1973 bis 1986) bereits 34 Tage – und nicht die konzipierten 20 Tage – Unterschreitungsdauer vorliegen. 
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Abb. 4: Unterschreitungstage der Fahrrinnentiefe der Elbe von 1,60 m zwischen der Saalemündung und Magdeburg (Elbestrecke 5)

SIMON (IKSE) 1994 und die BAW (FAULHABER) 2000 berichten zur hier nötigen Fahrwassertiefe: Für die hier dargestellte Elbestrecke 5 muss aufgrund der den Tiefgang bestimmenden Engpässe, des Domfelsens und des Herrenkrugfelsens in Magdeburg, die Fahrrinne 3 bis 3,5 dm tiefer sein als die Tauch- oder Abladetiefe, nicht wie sonst nur 2 dm. Damit sind die Schifffahrtsverhältnisse für die Elbestrecke 5 noch ungünstiger als aus der Abb.4 ersichtlich, was erschwerend bedeutet: Die im Fachkonzept des BMVBW (2005) mit 1,6 dm unter GLW 89* schon zu tief dargestellte Fahrrinne (dort Abb. 5 und Anlage mit Längsschnitt) wäre an den Magdeburger Felsen sogar um mehrere dm auf 1,7 bis 1,75** m unter GLW 89* zu vertiefen. Diese Vertiefung aber in der Elbestrecke 5 – wie u. a. für den Torgauer Felsbereich - bedeutet im rechtlichen Sinne Ausbau (WSD OST 1996: FAIST & TRABANDT). Ausbau ist auch die nicht planfestgestellte sog. „Feinregulierung“, d. h. die Verlängerung und Verkürzung zahlreicher Buhnen. 

**Aufgrund dieser zusätzlich zu berücksichtigenden Tiefen-Differenz wurde die Abladetiefe von 1,40 m bspw. im trockenen Jahr 1991 somit an nur 145 Tagen erreicht (SIMON, IKSE, 1994, Kap. 3.2 sowie Tab.5) und nicht lt. Abb.4 des WSA an umgerechnet noch 192 Tagen (365-173). Demnach sind die Angaben zu den Unterschreitungstagen in Abb. 4 des WSA – bezogen auf die Abladetiefe von 1,40 m – erheblich zu gering.

Ferner wurde der Wasserhaushalt der Elbe in der vom BMVBW (2005) ausgewählten früheren Phase (1973 bis 1986) zusätzlich durch folgende 3 Vorgänge begünstigt, durch Sümpfungswässer aus den Braunkohlentagebauen, die zusätzliche Wassereinleitung für die Salzverdünnung und die Trinkwasserüberleitung, beide während Niedrigwasser-phasen. 

In der aktuelleren Zeit nach der politischen Wende herrschen dagegen für die Elbe bekannterweise nachteiligere Bedingungen: stark abnehmende Sümpfungswässer, umgekehrt sogar inzwischen verstärkte Einleitung von Wasser in die Tagebauseen und ein verstärkter Klimawandel mit länger andauernden Niedrigwasserphasen. 

Deshalb waren bei Niedrigwasser bis Ende der 1980er Jahre noch 20 m³ Wasser/s mehr am Pegel Barby vorhanden als heute, was einem rund 20 cm höheren Wasserspiegel entsprach. 

(2) IKSE (1994), Beitrag von SIMON 

In der dortigen Tab. 5 kommt zum Ausdruck: Selbst in der überdurchschnittlich abflussreicheren Dekade 1981 bis 1990 wurde die Tauchtiefe von 1,40 m (dabei felsbedingt erforderliche größere Fahrrinnentiefe in Magdeburg von mind. 1,70 m) unter GLW 89 an nur durchschnittlich 297 Tagen (81 %) erreicht, was weit unter der lt. BMVBW (2005) erreichten Zielangabe von 345 Tagen (95 %) liegt. 

(3) Die BAW (2000), Beitrag von FAULHABER 

Dort wird unter den Ziffern „5 Fahrrinnentiefen“ und „6 Zusammenfassung„ festgestellt: 

 „Trotz der generellen Erhöhung (Vergrößerung) der Wassertiefe haben sich … die … geringsten vorhandenen Tiefen innerhalb der letzten 100 Jahre erstaunlich wenig geändert.“ Das bedeutet: Der bisherige Ausbau reichte noch nicht aus. 

Abschließend stellt die BAW fest: „Die aktuell angestrebte Wassertiefe von 1,6 m unter GLW ist in weiten Bereichen der Elbe bereits verfügbar.“ (d. h. umgekehrt in einigen noch nicht, Anmerk. des Verf.) und weiter gleichfalls die BAW: 

„Mit strombaulichen Maßnahmen allein sind – mit vertretbarem (Unterhaltungs-) Aufwand - keine größeren Tiefengewinne erzielbar…“. Das heißt jedoch im Klartext: 
Damit ist auch ein Ausbau zur Erreichung der durchgehend angestrebten Fahrrinnentiefe von 1,60 bis 1,75 m zwischen Dresden und Geesthacht erforderlich, die Unterhaltungsmaßnahmen allein reichen nicht aus. Aus diesen Gründen ist das Fachkonzept des BMVBW (2005), nach dem dieses Ziel einzig mit Unterhaltungsmaßnahmen machbar sei, fachlich nicht haltbar. 

4.3  Ein Versuch, den gesetzeswidrigen Ausbau zu verschleiern?
Die fachlichen Belege unter 4.2 beweisen, dass die Elbe vor dem Augusthochwasser 2002 keine - nur allein mit Unterhaltungsmaßnahmen erreichbare - durchgehende Fahrrinnentiefe von 1,50 bzw. 1,60 m lt. Fachkonzept des BMVBW (2005) aufwies und dass sie nachweislich gemäß den einschlägigen Fachquellen auch nie zuvor bestanden hat. 

Deshalb sind die als Unterhaltung deklarierten Strombaumaßnahmen in einigen Strecken tatsächlich ein planfeststellungspflichtiger Ausbau und werden somit gesetzeswidrig vorgenommen, weil sie nicht den vorgeschriebenen Prüfungsverfahren unterzogen werden. 

Das BMVBW (2005) führt unter Ziffer 3.2 (S. 7 unten, S. 8 oben) zu den Strombaumaßnahmen den neuen Begriff ein: „   sog. gesteigerte Unterhaltung,   in der Regel dadurch gekennzeichnet, dass sie zwar über die Erhaltung des bestehenden Zustandes hinausgehen, aber zu keiner für den (verkehrsbezogenen) Wasserabfluss oder die Schifffahrt unmittelbar bedeutsamen Veränderung der Wasserstraßen führen.“ 

Diese Begrifflichkeit (auch oft als verschärfte Unterhaltung bezeichnet) bezieht sich nur auf verkehrsbezogene Belange und beschränkt sich dabei lediglich auf „unmittelbar bedeutsame Veränderungen“. So werden im Widerspruch zum WStrG selbst mittel- bis langfristige Veränderungen sowie die Wahrung der Belange von Landeskultur und Wasserwirtschaft ausgeschlossen. Diese neuerliche Begrifflichkeit „sog. gesteigerte Unterhaltung“ wird weder konkret erläutert noch ist sie im neuen WStrG auffindbar. 

Aus den dargelegten Gründen entbehrt das Grundsatzpapier des BMVBW (2005) der substantiellen wie der rechtlichen Gültigkeit. Es ist als hinfällig einzustufen, und seine Anwendung ist nicht mehr verantwortbar. 

4.4 Zum geplanten Saaleausbau und den Fahrrinnentiefen der Elbe

In Kap. 4.2 wurde methodisch erläutert, dass die Wahl des Zeitraumes und die Bildung von Mittelwerten kritisch zu hinterfragen sind. 

Nur eine sachangemessene Wahl repräsentativer Zeiträume und nur entsprechend zulässige Mittelwertbildungen sind zum geplanten Ausbau der Saale erlaubt. Ob diese methodischen Bedingungen beim geplanten Saaleausbau beachtet worden sind, ist aus den folgenden Abb. 5 und 6 der WSV zu ersehen: 
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Abb. 5: Fahrrinnentiefen der Elbe (Bezugspegel Barby) im Vergleich mit dem

            Ausbauziel der Saale; Grundlage: Monatsmittel der Jahresreihe 1976 bis 1995 
Quelle: WSA Magdeburg 
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Abb. 6: Fahrrinnentiefen der Elbe nach Ausbau der Stadtstrecke Magdeburg 

             (Bezugspegel MD–Strombrücke) im Vergleich mit dem Ausbauziel der 

             Saale; Grundlage: Monatsmittel der Jahresreihe 1930 bis 2000 
  Quelle: WSA Magdeburg 

Zu diesen beiden Abbildungen der WSV ist festzuhalten: 

1. Es wurden lediglich punktuelle Angaben zu zwei Pegeln gemacht, jedoch nicht der erforderliche konkrete Längsschnitt für die gesamte Strecke angegeben mit nachvollziehbarer Problematik für die betroffene Strecke aufwärts von Magdeburg.

2.  Für beide Pegel wurden sehr unterschiedlich lange nicht vergleichbare Zeiträume zugrunde gelegt: 

- zum Pegel Barby (Abb. 5) der kürzere Zeitraum 1976 bis 1995, 

- zum Pegel Str-Br Magdeburg (Abb. 6) der ungleich längere Zeitraum 1930 bis 2000. 

3. Die Datenreihen wurden nicht nach den hydrologisch zu unterscheidenden Kriterien unterteilt (s. Kap. 4.2). 

4. In der Abb. 6 wird eine Ausbautiefe von 200 cm unter GLW 89* für die Fahrrinne geplant. Wie tief die heutige Fahrrinne unter GLW 89* ist, nach wie vielen Kilometern stromauf die geplante erheblich tiefere Fahrrinne allmählich auf 160 cm in Richtung Barby abklingt, mit welcher Methode dieses Ausbauziel erreicht werden soll, welche Folgen dieser unbekannte Ausbau der Elbe auf den Naturhaushalt und die Landeskultur hat, all das ist nicht ersichtlich. 

Aus den Darstellungen der WSV jedoch erscheint der Ausbau der Saale - bei derart ausgewählten Zeiträumen mit entsprechender Mittelwertbildung für die Fahrrinnentiefen der Elbe – und trotz einiger offener Fragen auf den ersten Blick auf die Bedingungen der Elbe abgestimmt. 

Fest steht aber, dass die Fahrrinnentiefen der Elbe zwischen der Saalemündung im Ist-Zustand keineswegs auf den geplanten Saalekanal abgestimmt sind und ebenso vor 2002 nicht waren. Auch dies erweisen die einschlägigen Quellen und Veröffentlichungen der zuständigen Fachinstitutionen selbst, der IKSE und der WSV (s. Kap. 4.2). 

Somit ist der geplante Ausbau der unteren Saale zwischen Calbe und der Elbemündung – ob durch eine Staustufe oder einen Seitenkanal – tatsächlich der Einstieg in den weiteren Ausbau der Elbe bis Magdeburg (Abb. 6), ob durch eine erhebliche Fahrrinnenvertiefung oder durch Staustufenbau in der Elbe (BFN 1995). 

4.5 Folgen des Wasserspiegelverfalls und künftige Nutzung der Elbe 

Angesichts der erwiesenen Tatsache des nicht rechtmäßigen Ausbaus bei vielen Strombaumaßnahmen an der Elbe sind die vorgeschriebenen Prüfungen wie die UVS, die FFHVP und die Aufstellung eines LBP sowie eine reguläre Planfeststellung unverzüglich einzuhalten, bevor Maßnahmen zur Vertiefung der Fahrrinne ergriffen werden dürfen. Dabei sind insbesondere die Folgen des dadurch verschärften weiträumigen Verfalls der Wasserstände der Elbe und des Grundwassers zu beachten. Die erheblichen und meist unwiderruflichen Folgen des Wasserspiegelverfalls sind u. a.: 

- die Verarmung der großen auentypischen Vielfalt an Arten und Biozönosen einschließ-

  lich der Beeinträchtigung ihrer Vitalität. 

- die Einbußen in der Forst- und Landwirtschaft sowie 

- die Beeinträchtigung der Wassergewinnung aus Uferfiltrat für Städte wie Leipzig  durch

   zunehmende Kolmation.

Deshalb drängt sich die Frage auf: Welche Nutzungen sind für die Elbe vorrangig?

Aufgrund ihres ureigenen unabänderlichen Wasserregimes eignet sich die Elbe während der zunehmend lang anhaltenden geringen Abflüsse im Sommer und Herbst weniger denn je für tief gehende Schiffe. Deshalb sollte sie mit ihren weiten Niederungen schwerpunktmäßig für folgende angemessene und volkswirtschaftlich günstigere Nutzungen in Anspruch genommen werden:

1 die umfassende Landeskultur (Wasser- und Naturhaushalt, Forst- und Landwirtschaft), sanfter Tourismus, Naturschutz im UNESCO- Biosphärenreservat und Natura 2000-Gebiet) sowie 

2 die nachhaltig schonende Gewinnung des knapperen und teurer werdenden Wirtschaftsgutes Wasser. 

Folglich ist die Eindämmung der beschleunigten Tiefenerosion die volkswirtschaftlich zwingende Hauptaufgabe, nicht hingegen eine weitere Vertiefung der Elbesohle für eine in dieser Form umweltschädliche Schifffahrt. 

5. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Die hier näher behandelten drei Fall-Beispiele, die Großauskiesung am südlichen Oberrhein, der Staustufenbau mit einem Beispiel an der bayerischen Donau und die Vertiefung der Elbe unter Umgehung der für Ausbau vorgeschriebenen Prüfungsverfahren, sind Beispiele für bedeutsame Wasserbaumaßnahmen, die bestehenden Vorgaben widersprechen und angesichts der Herausforderungen des in Gang befindlichen Klimawandels besonders anachronistisch sind. An weiteren Flüssen und anderen Flussstrecken des Rheins sind etliche weitere Vorhaben geplant. Sie wären dringend näher zu beleuchten. Den geplanten Maßnahmen in den Tidestrecken der Flüsse mit den ausgesprochen vielfältigen Auswirkungen müsste in gleicher Weise fachlich intensiv nachgegangen werden.

Bisher mangelt es jedoch am dafür Notwendigsten: namentlich einem unabhängigen Fachinstitut für Flüsse und Auen, um die Planungen und Maßnahmen der Behörden auch vor Ort fachkritisch begleiten zu können. Die oft äußerst komplexen Wirkungszusammenhänge in Auen, die zudem noch an den verschiedenen Flüssen unterschiedliche ökologische Schwellenwerte aufweisen, bedürfen einer gründlichen Kenntnis der Wirkungszusammenhänge und der Daten, die oft lange Zeiträume erfassen. Ferner sind die vorgelegten Planungsunterlagen meist derart verwirrend und lückenhaft, dass nur wirklich „eingefuchste“ Fachleute diese Aufgabe bewältigen können. 

Auf diesem auch von partiellen wirtschaftlichen Interessen beeinflusstem Gebiet wäre es wünschenswert, wenn eine solche Fachinstitution eingerichtet würde, um derart anachronistische und gesetzeswidrige Bauvorhaben durch konstruktive Entwicklung besserer Lösungen zu vermeiden.
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